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Unmittelbares Zusammenwirken im Wohngebiet
--------------------------- \-------------------------------------------------------- ;-------------------------

Entscheidend für die Ergebnisse des Zusammenwirkens und 
der darauf bezogenen Anleitung ist die konkrete Gestaltung 
der Arbeit in den Wohngebieten bzw. in den SchK-Bereichen. 
Hier geht es um Gesetzlichkeit, Ordnung und Sicherheit im 
Alltag, um Reaktionen auf Verstöße gegen die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit. Das Zusammenwirken mit den 
Schiedskommissionen ist Aufgabe aller Ausschüsse der Na­
tionalen Front in den Städten, Gemeinden und Wohnbezir­
ken, denn die Festigung von Gesetzlichkeit, Ordnung und 
Sicherheit ist ein Grundproblem der weiteren Gestaltung der 
entwickelten sozialistischen Gesellschaft im ganzen wie der 
sozialistischen Beziehungen der Bürger im einzelnen. Dabei 
ist in den Wohngegbieten der unmittelbare, lebendige wech­
selseitige Arbeitskontakt entscheidend. Natürlich bestehen 
unterschiedliche Voraussetzungen, z. B. in Gemeinden mit 
einer Schiedskommission, in mehreren Gemeinden mit einer 
gemeinsamen Schiedskommission, in Städten und großstäd­
tischen Stadtbezirken mit mehreren Ausschüssen in einem 
Schiedskommissionsbereich. Mitunter bereitet das auch bei 
der Herstellung eines unmittelbaren Kontakts zwischen 
Schiedskommissionen und Ausschüssen gewisse Schwierig-’ 
keiten. Sie konnten z. B. dort überwunden werden, wo mög­
lichst aus jedem Wohngebiet ein Mitglied für die Schieds­
kommission gewonnen wurde oder kollektive Beratungen der 
Ausschußvorsitzenden und der Aktivs für Ordnung und Si­
cherheit für die gegenseitige Information genutzt wurden.!« 
Wird die Zusammenarbeit nur auf einen Ausschuß (den sog. 
Leitausschuß) konzentriert, werden die anderen Ausschüsse 
nur nach Bedarf informiert. Das steht aber dem Erfordernis 
des unmittelbaren Zusammenwirkens entgegen.

Das Zusammenwirken zwischen den Orts- und Wohnbe­
zirksausschüssen und den Schiedskommissionen muß dauer­
haft gestaltet werden; nur sporadische Einzelaktionen er­
schweren eine kontinuierliche Arbeit. Auf der Basis eines 
ständigen Zusammenwirkens erfüllen sowohl gemeinsame 
Beratungen wie operative Kontakte in der alltäglichen Arbeit 
im Wohngebiet ihren Zweck. Das Zusammenwirken erweist 
sich oft dann als unkompliziert, wenn Mitglieder von 
Schiedskommissionen auch Mitglieder der jeweiligen Aus­
schüsse sind oder wenn aus jedem Ort bzw. Wohngebiet Mit­
glieder in der Schiedskommission vertreten sind, die mit den 
jeweiligen Ausschüssen Zusammenwirken.

Die Auswertung der spezifischen Erfahrungen der

Schiedskommissionen erleichtert es den Ausschüssen, ihre po­
litische Massenarbeit konkreter zu gestalten. Zu der auf die­
ser Grundlage zu organisierenden Rechtsarbeit gehört es, auf 
die Klärung bestimmter Probleme im Zusammenleben der 
Menschen, auf die Erhöhung der Ordnung und Sicherheit 
im Wohngebiet und auf die Verbesserung der Gemeinschafts­
beziehungen in den Häusern einzuwirken. Gerade in dieser 
Richtung sollte die Bereitschaft der Mitglieder der Schieds­
kommissionen genutzt werden, auch außerhalb von Beratun­
gen die eng mit der Rechtsprechung der Schiedskommissio­
nen in Verbindung stehenden Aufgaben zu lösen. Meist geht 
es dabei um Fragen der Ordnung und Sicherheit, die von der 
Schiedskommission im Zusammenhang mit der Propagierung 
des Rechts bei Auskünften und Aussprachen sowie bei ge­
zielt durchgeführten Hausversammlungen behandelt werden.

Einige Ausschüsse streben aus eigener Initiative an, In­
formationen von den Schiedskommissionen zu erhalten. Sie 
nehmen auch an bestimmten Beratungen teil, wenn es zur 
Arbeit der Nationalen Front, z. B. wegen des öffentlichen In­
teresses an der zu behandelnden Angelegenheit, Berührungs­
punkte gibt. R Die Ausschüsse bzw. deren Aktivs für Ordnung 
und Sicherheit haben oft. direkte Beziehungen zu den 
Schiedskommissionen oder nutzen auch deren regelmäßige 
Sprechstunden für die Zusammenarbeit. Die Initiative für 
den ständigen Informationsaustausch muß von beiden Part­
nern ausgehen und alle Formen des Zusammenwirkens er­
fassen.

Das Zusammenwirken darf nicht auf die Vorsitzenden be­
schränkt bleiben, denn die Kollektivität verstärkt auch dabei 
die gegenseitigen Beziehungen und fördert die Umsetzung der 
ausgetauschten Erfahrungen und Informationen. Ein über­
legtes Zusammenwirken entsprechend den jeweiligen örtli­
chen Bedingungen führt zu einer effektiven Arbeitsweise und 
vermeidet vor allem eine Fülle zusätzlicher Beratungen.

10 Bestimmte Erfahrungen können natürlich auch zu neuen Festlegun­
gen der Bereiche für Schiedskommissionen führen. So streben 
z. B. manche Gemeinden bei entsprechender Größe und Verkehrs­
lage danach, anstelle einer gemeinsamen Schiedskommission mit 
anderen Gemeinden eine Übereinstimmung von Gemeinde- und 
Schiedskommissionsbereich herzustellen. Das kann unter den ent­
sprechenden Bedingungen sowohl die Arbeitsfähigkeit der Schieds­
kommissionen al auch ihr Zusammenwirken mit der Volksvertre­
tung und den Ortsausschuß der Nationalen Front fördern. Solche 
Maßnahmen sollten mit der Gewinnung weiterer Mitglieder für 
che Schiedskommissionen verbunden sein.

U Zu den Kriterien für die Auswertung bestimmter Fälle vgl. 
W. Kirchhoff in NJ 1979, Heft 3, S. 120.
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Innerhalb der Familienrechtsprechung nehmen die Verfah­
ren zur Feststellung und Anfechtung der Vaterschaft nur ei­
nen geringen Anteil ein.i Das gilt auch für die Kassations­
rechtsprechung des Obersten Gerichts sowie für Kassations­
anregungen und Eingaben.

In diesen Verfahren werden die Rechte der Kinder, ihre 
familienrechtliche Stellung und ihre rechtliche Beziehung 
zum Vater sowie die gesellschaftliche Stellung der Mutter 
und die Rechtsstellung des Vaters bzw. des Nichtvaters unter 
sehr differenzierten Gesichtspunkten berührt. Die rechtlichen 
Interessen der Kinder und ihrer Mütter müssen in Überein­
stimmung mit familienpolitischen Aufgabenstellungen ge­
wahrt werden. Ebenso müssen die Belange des Mannes, der 
der Vater ist oder als Vater auszuschließen ist, beachtet wer­
den.

Zur Erfüllung seiner Aufgaben braucht das Gericht eine 
Position, die von dem klaren Anliegen bestimmt sein muß, 
die Wahrheit zu finden. Sie ist in den Fällen, in denen die 
Mutter während der gesetzlichen Empfängniszeit mit mehre­
ren Männern geschlechtlich verkehrt hat, auch den Prozeß­
parteien noch nicht bekannt. In anderen Fällen bestehen 
nach den gegebenen Umständen erhebliche Zweifel, die nur 
durch eine Beweiserhebung zu beseitigen sind. Nur in einem 
geringen Teil der Verfahren ist es möglich, allein durch 
die Erklärungen der Prozeßparteien den Sachverhalt festzu­
stellen. In allen anderen Fällen kann die Überprüfung der 
Erklärungen der Prozeßparteien und die Feststellung der Ab­

stammung des Kindes vielfach erst nach Beiziehung von Gut­
achten abgeschlossen werden. Liegen Gutachten vor, dann 
haben sie allerdings überwiegend ein so eindeutiges Ergebnis, 
daß jegliche Zweifel beseitigt sind und die Sache damit ent­
scheidungsreif ist.

Mit der Richtlinie Nr. 23 des Plenums des Obersten Ge­
richts zur Feststellung und Anfechtung der Vaterschaft vom 
22. März 1967 (GBl. II Nr. 30 S. 177) i. d. F. vom 17. Dezem­
ber 1975 (GBl. I 1976 Nr. 11 S. 182) wurde den Gerichten für 
die Durchführung der Verfahren, insbesondere für die Sach­
aufklärung, eine einheitliche Orientierung gegeben, die sich 
bewährt hat. Das betrifft vor allem die Hinweise zum Be­
weiswert von medizinisch-naturwissenschaftlichen Gutachten 
(Abschn. A II) — sie treffen auch gegenwärtig inhaltlich noch 
voll zu — und zu den Voraussetzungen für die Beiziehung die­
ser Gutachten (Abschn. A III, A IV und В I, В II).

Die Richtlinie hat die Sicherheit der Gerichte in Beweis­
fragen erhöht. Diese Orientierungen und weitere Aussagen 
— wie die zum Inhalt der Klage und zur Vorbereitung des 
Verfahrens (Abschn. A I) — haben sich in spätere Leitungs­
maßnahmen des Obersten Gerichts eingeordnet1 2

1 Im Jahre 1984 waren von den bei den Kreisgerlcäiten Insgesamt 
erledigten Familienrechtsverfahren 4,9 Prozent Vaterschaftsfest- 
stellungs- und 1,7 Prozent Vaterscäiaftsanfechtungsverfahren.

2 Vgl. Insbesondere die 3. Plenartagung vom 13. April 1977 zu Fragen 
der Anwendung der ZPO bei der Verstärkung der gesellschaftlichen


